
Der nächste Klimagipfel beginnt – im mexi-
kanischen Cancún. Vor einem Jahr zerstör-
te der Klimagipfel in Kopenhagen den „Big 
Bang“-Ansatz: Er sprengte die Vorstellung, 
die Regierungschefs dieser Welt könnten mit 
einem großen Klimagipfel die internationale 
Klimastrategie bis 2020 und wenn möglich 
darüber hinaus festzurren. Er zeigte, dass sie 
sich nicht in der Lage fühlten, die Klimazie-
le der Staaten an der viel beschworenen Kli-
masicherheit – der Begrenzung des globalen 
Temperaturanstiegs auf weniger als 2, wenn 
nicht 1,5 Grad – zu orientieren. 

Verbal bezogen sich die Regierungschefs 
durchaus darauf. Fast alle Staaten, dabei alle 
großen Verursacher von Treibhausgasen, ver-
kündeten im Kopenhagen-Accord, den Tem-
peraturanstieg auf weniger als 2 Grad zu 
begrenzen. Faktisch aber richteten sie ihre 
Klimaschutzziele an den Erfordernissen der 
jeweiligen nationalen Energiesicherheit aus. 
Selbst wenn sie eingehalten werden, begren-
zen die Selbstverpflichtungen der Staaten 
den globalen Temperaturanstieg lediglich 
auf 3,5 bis 4,5 Grad. Insbesondere die USA 
und China machten ganz klar: Eine sichere 
Energieversorgung hat Vorrang, sei es, um 
in den USA den American way of life zu er-
halten oder in China armen Landesteilen die 
notwendigen Entwicklungschancen zu geben. 
Auch das Ziel der EU, die Treibhausgasemis-
sionen bis 2020 um 20 Prozent zu verringern, 
ist nicht mit dem Zwei-Grad-Limit vereinbar 
und beruht ebenfalls auf energiepolitischen 
Interessen, gerade in den mitteleuropäischen 
Staaten. Die große Lektion von Kopenhagen: 
Die Klimaziele sind den geostrategischen Zie-
len der Energiepolitik untergeordnet. Bislang 
reicht die Dynamik von Energieeffizienz und 
Erneuerbaren Energien noch nicht, um die 
Ziele der Klima- und Energiesicherheit mit
einander in Übereinstimmung zu bringen. 

Dreidimensionales Schach: Han-
deln, Verhandeln, Koalitionen

Klimapolitik, die die garstige Lücke zwischen 
den Notwendigkeiten der Klimasicherheit 
und den Erfordernissen der Energiesicherheit 
schließen will, muss in drei Dimensionen ak-
tiv werden: dem Handeln in Politik und Wirt-
schaft, dem Verhandeln eines internationalen 
Rahmens und der Koalition von Akteuren, die 
Dynamik erzeugen wollen bzw. können. 

Erste Dimension: Handeln

Während der Wirtschaftskrise der vergange-
nen zwei Jahre waren weltweit Energieeffi- 

Es ist realistisch, dass der Gipfel in Cancún 
ein erstes Paket auf dem Weg dahin schnürt. 
Er kann das Zwei-Grad-Limit nun auch als 
formale Messlatte verankern und festlegen, 
bis 2015 die Lücke zwischen diesem Oberziel 
und den jetzigen Reduktionszielen zu schlie-
ßen. Die Klimaschutzziele der Staaten (im 
Kopenhagen-Accord verkündete freiwillige 
Selbstverpflichtungen) können in Cancún for-
mal beschlossen werden – als Minimalziele, 
die der Nachbesserung bedürfen. Im Einzel-
nen kann es Beschlüsse geben: 
n	 zur Überprüfung und internationalen Kon

trolle der Klimaschutzverpflichtungen,  
n	 zu Unterstützungspaketen für die Anpas-

sung an den Klimawandel und den Regen-
waldschutz,

n	 für einen dementsprechenden Fonds, 
n	 für eine Rahmenvereinbarung zum verbes-

serten Zugang der Entwicklungsländer zu 
klimafreundlichen Technologien, 

n	 für Instrumente des Emissionshandels.

Dritte Dimension: Koalitionen

Sowohl zur Beschleunigung des Handelns als 
auch für neue Dynamik beim Verhandeln, be-
darf es neuer Koalitionen: mit den besonders 
betroffenen Staaten, mit den Vorreiterstaaten 
sowie mit den Schwergewichten unter den 
Staaten (siehe Seite 3).  

Cancún ist ein wichtiger Baustein, um den 
Graben zwischen Klima- und Energiesicher-
heit zu überbrücken. Die Etablierung von neu-
en Formen der Zusammenarbeit ist ein wich
tiger Schritt auf dem Weg dahin. 

Christoph Bals

zienz und Erneuerbare Energien die Wirt-
schaftsmotoren. Ein Blick auf die Entwick-
lung der Erneuerbaren Energien zeigt: Im Jahr 
2008/2009 wurde sowohl in Europa als auch 
in den USA mehr Stromleistung an Erneuer-
baren Energien als an Kohle-, Gas-, und Kern-
kraftwerken zusammen installiert. Im Jahr 
2009 machten die Erneuerbaren Energien 60 
Prozent der neu zugebauten Kraftwerkskapa-
zität in Europa aus – und bereits fast 20 Pro-
zent der jährlichen Stromproduktion. In China 
explodiert der Einsatz Erneuerbarer Energien 
geradezu: mit 37 Gigawatt wurde dort 2009 
fast die Hälfte der neuen weltweiten Kapazi-
tät (80 GW) hinzugebaut. Immer mehr spricht 
dafür, dass sich die wirtschaftlichen Chancen 
der Staaten weltweit maßgeblich daran orien-
tieren werden, wer bei Energieeffizienz und 
Erneuerbaren Energien die Nase vorne hat. 
Verschiedene Studien zeigen, dass in der EU 
und Deutschland die Vollversorgung mit Er-
neuerbaren Energien bis Mitte des Jahrhun-
derts möglich ist. Ohne große Zusatzkosten 
und bei gleicher Netzsicherheit. Es gibt keinen 
Grund für die Staaten, mit dem Handeln zu 
warten. 

Zweite Dimension: Verhandeln

Eine internationale Rahmensetzung kann 
nicht nur die Dynamik, internationale Ver-
gleichbarkeit und Verbindlichkeit sichern. Sie 
kann auch dafür sorgen, dass nicht allein das 
Recht des Stärkeren den Ausgang des Wett-
rennens in das Solarzeitalter bestimmt. Sie 
kann dafür sorgen, dass auch die Lahmen und 
Bremser schrittweise mitkommen. Sie ist au-
ßerdem wichtig, um auch die internen Brem-
ser in Vorreiterstaaten überzeugen zu können.

Liebe Leserin, lieber Leser,

der letzte G20-Gipfel Mitte November in 
Seoul unterstrich, dass dieses relativ neue 
Gremium die meisten Macht- und Koordi
nationsaufgaben der G8 übernommen hat, 
um etwa die globalen ökonomischen sowie 
wechselkurs- und finanzpolitischen Sicher-
heitsprobleme zu bewältigen. Neben den 
Industrieländern der G8 saßen in Seoul mit 
großem Selbstbewusstsein die wichtigsten 
Schwellenländer als nun dauerhafte Teilneh-
mer am Tisch. In allen wichtigen Institutionen 
– vom Weltsicherheitsrat bis zum Internatio
nalen Währungsfonds – spiegelt sich diese 
geopolitische Umgestaltung wider. 

Die G20 hat sich in Seoul gemeinsam dafür 
ausgesprochen, wichtige Pakete zu Klima- 
und Waldschutz, Anpassung an den Klima-
wandel, Transparenz, Finanzierung und Tech-
nologie beim UN-Klimagipfel in Cancún zu 
verabschieden. Dies ist wichtig, denn anders 
als bei der G20 kann in der UN Völkerrecht 
weiterentwickelt werden. Nur dort sind die 
besonders betroffenen ärmsten Länder Afri-
kas, die kleinen Inselstaaten sowie die neue 
Gruppe der Bergstaaten ebenfalls betei-
ligt. Wichtig ist auch, dass die G20 den UN-
Bericht für die Klima-Langfristfinanzierung 
nicht nur „anerkannt“, sondern „begrüßt“ 
hat. Denn ohne innovative Instrumente – wie 
eine Abgabe auf den internationalen Flug- 
und Schiffsverkehr – können die großen 
Vorhaben des internationalen Klimaschutzes 
nicht finanziert werden. 

Es ist erfreulich, dass nach dem Fehlschlag 
von Kopenhagen in diesem Jahr durch Kli-
maschutz in wichtigen Ländern – von China  
bis Brasilien –, neue Koalitionen sowie durch 
neue Verhandlungsstrategien trotz aller 
Hemmnisse neuer Schwung im Sinne der  
Klimasicherheit entsteht.

Ihr Klaus Milke
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editorial

Warum ich Germanwatch wichtig finde

Für das Auswärtige Amt rücken die großen 
Globalisierungsfragen zunehmend ins Zen-
trum seiner Arbeit. Dies gilt besonders für  
die internationale Klima- und Umweltpo-
litik. Bei diesen Themen ist Germanwatch 
einer unserer wichtigsten Gesprächspartner  
in der Zivilgesellschaft.

Dr. Hinrich Thölken, 
Auswärtiges Amt, Referats
leiter Internationale Klima- 
und Umweltpolitik, nach-
haltige Wirtschaft

Nutzen der Klimasicher-
heitsdebatte für die Klima- 
und Energiepolitik. Seite 2

Koalitionen für Klimaaktio
nen und -verhandlungen. 
Seite 3

Kommunale Wertschöpfung  
durch Erneuerbare Energien.  
Seite 4

Handeln – Verhandeln – Koalitionen 

Klaus Milke
Vorstandsvorsitzender 
von Germanwatch

Internationale Klimastrategie – ein möglicher Fahrplan bis 2015 

Nov./Dez. 2010: 
Klimagipfel  
in Cancún

n	Formalisierung des Zwei-
Grad-Limits sowie Beschluss 
eines ersten Ermöglichungs-
paketes für Klimaschutz, 
Anpassung, Regenwald-
schutz und Finanzierung. 

n	Ein Mandat für den Klima-
gipfel in Südafrika Ende 
2011, um dort zentrale noch 
offene Fragen zu lösen. 

n	Vereinbarung darüber, bis 
2015 Beschlüsse vorzule-
gen, wie das Zwei-Grad-
Limit doch noch erreicht 
werden kann.

Kocht hier jeder sein eigenes Süppchen? Oder schaffen wir es, den globalen Temperaturanstieg auf 
weniger als 2 °C zu begrenzen?
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Mitte 2011: 
G20-Gipfel  
in Frankreich

Wichtige Teile 
des gerade von 
der hochrangigen 
Beratergruppe des 
UN-Generalsekretärs 
vorgelegten Berichts 
zur Langfristfinan-
zierung werden zur 
Umsetzung empfoh
len. Dabei gilt es 
unter anderem, den 
Weg frei zu machen 
für eine Klimaschutz-
abgabe auf den 
internationalen Flug- 
und Schiffsverkehr.

Dez. 2011: 
Klimagipfel 
in Südafrika

Zentrale Entschei
dungen über die 
Rechtsform des  
künftigen Abkom- 
mens, den Fort
bestand des 
Kyoto-Protokolls, 
vergleichbare Vor-
gaben für die USA 
und langfristige 
Finanzzusagen.

Juni 2012: Rio-
plus-20-Gipfel  
in Brasilien

Für verschiedene 
Regionen der 
Welt werden 
„Fahrpläne für 
nachhaltige Ent- 
wicklung und 
grünes Wachs-
tum“ samt för- 
dernden Rahmen- 
bedingungen 
beschlossen.

2014: 5.Bericht  
des internationalen 
Klimarates IPCC

Die neuen wissen-
schaftlichen Erkennt-
nisse, die bis dahin 
erzeugte Dynamik 
durch Handeln, 
Verhandeln und 
Koalitionen, sowie 
die Beschlüsse des 
Rio-plus-20-Gipfels 
sollen Grundlage 
der spätestens 2015 
vereinbarten neuen 
Klimastrategie sein.

2015: Abschluss des 
Reviews und Nach-
besserung der Ziele

Basierend auf den 
Ergebnissen der 
vorhergehenden 
Verhandlungs-
schritte wird eine 
neue Klimastrate-
gie verabschiedet, 
die die Lücke zum 
Zwei-Grad-Limit 
schließt.
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L  ange wurde Klimapolitik als „weiches The- 
   ma“ angesehen. Erst ab 2006 änderte sich 

dies. Einerseits verdeutlichte der Stern-Report 
die ökonomische Relevanz des Klimawandels. 
Andererseits wiesen immer mehr Regierungen 
auf die sicherheitspolitische Relevanz des glo-
balen Klimawandels hin. Wissenschaftliche 
Studien arbeiteten zunehmend die großen 
Kipp-Punkte des Klimageschehens heraus. 
Ganze Regionen mit vielen hunderten Millio-
nen Menschen können in Mitleidenschaft ge-
zogen werden, wenn die Eisschilde in Grön-
land oder der West-Antarktis ins Rutschen 
kommen, wenn die Gletscher auf dem tibe- 
tischen Hochplateau oder in den Anden und 
Alpen verschwinden, wenn die Meere ver-
sauern und damit die marine Nahrungsket-

te gefährdet ist, wenn die Monsun-Regime 
oder der Regenwald im Amazonas ins Kip-
pen kommen. Die in Deutschland etwa durch 
den Bericht des Wissenschaftlichen Beirats 
für Globale Umweltveränderungen im Jahr 
2007 untermauerte Bedeutung des Klima-
wandels als Problem-Multiplikator in der 
Sicherheitspolitik hat maßgeblich dazu beige-
tragen, das Thema auf die Agenda der Regie-
rungschefs und Außenminister zu setzen. 

Und dennoch, beim Klimagipfel in Kopen-
hagen verhielten sich alle großen Akteure 
nach dem Muster: Im Zweifel für die Ener-
gie- und gegen die Klimasicherheit. Die Fra-
ge der Energie- und Rohstoffsicherheit rückt 
derzeit auf der Agenda der Sicherheitspolitik 

immer weiter nach oben. Gerade erst merkte 
Verteidigungsminister zu Guttenberg an, dass 
Deutschland diese Interessen notfalls auch 
mit militärischen Mitteln verteidigen müsse. 

Eine intelligente Klimapolitik, basierend auf 
Erneuerbaren Energien und Energieeffizienz, 
die von vornherein auch die Ressourceneffi
zienz fest im Blick hat, kann erheblich zur 
Energie- und Rohstoffsicherheit beitragen und 
die Militarisierung der Energie- und Rohstoff-
sicherheitspolitik verhindern. Zugleich kann 
sie die großen Risiken für die Klimasicher-
heit deutlich reduzieren. Eine wirkungsvolle 
Anpassungspolitik ist ein wichtiger Beitrag 
zur Krisenprävention. So zeigen etwa Wasser-
verträge in verschiedenen Regionen der Welt, 

Nutzen der Klimasicherheitsdebatte für die Klima- und Energiepolitik
Chaos und Hegemonie oder Partnerschaft?

Es steht kaum zur Debatte, dass frühzei-
tige Anpassung an den Klimawandel 

dazu beitragen kann, Krisen zu vermeiden. 
Denn der globale Klimawandel wird sich in 
vielen Weltregionen als Problem für mensch
liche Sicherheit und Entwicklung auswirken. 
Zudem kann er indirekt politisch destabili
sierend und konfliktfördernd wirken – vor 
allem in Regionen, in denen es bereits heute  
Nutzungskonflikte um sich verknappende  
natürliche Ressourcen gibt. Dies gilt für 
grenzüberschreitende Flüsse in wasserarmen 
Regionen genauso wie für Nahrungsmittel
engpässe im Zuge stark zunehmender Boden-
degradation. Anpassungsmaßnahmen können 
in solchen Fällen auch gewaltsamen Konflik-
ten entgegenwirken. 

Um diesen Anspruch einzulösen, gilt es zu-

nächst, die Anpassungsprioritäten vor dem 
Hintergrund schwindender natürlicher Res-
sourcen zu formulieren. Bereits vorliegende 
nationale Anpassungsaktionspläne für die 
am wenigsten entwickelten Länder nehmen 
Fragen der Wasser- und Nahrungsmittelver-
sorgung, der Katastrophenvorsorge oder einer 
verstärkten Migration im Zuge von Klima-
veränderungen bereits in den Blick. Auffal-
lend ist allerdings, dass hierbei die regionale 
Dimension von Anpassungsansätzen – etwa 
in grenzüberschreitenden Flussgebieten – bis-
lang kaum systematisch betrachtet wird. Mit 
anderen Worten: Ansätze zur Anpassung an 
den Klimawandel müssen ihre möglichen 
Wirkungen, z. B. auf benachbarte Regionen, 
berücksichtigen. Am Beispiel von Staudamm-
projekten lässt sich diese Herausforderung an-
schaulich darstellen. Diese können nicht nur 

die Wasserversorgung der flussabwärts gele-
genen Bevölkerung beeinträchtigen, sondern 
auch durch zurückgehende Niederschlags- 
oder Schmelzwassermengen in Zukunft an
deren Bedingungen unterliegen als ursprüng-
lich angenommen. 

Durch konfliktsensitives Vorgehen bei der 
Klimaanpassung lässt sich eine Brücke zwi-
schen sozialer und wirtschaftlicher Entwick-
lung einerseits und politischer Stabilisierung 
andererseits schlagen. Der mögliche resultie-
rende Beitrag zur Konfliktprävention unter-
streicht, wie wichtig es ist, Anpassungsprozes-
se international zu unterstützen – in Cancún 
und darüber hinaus.

Dennis Tänzler, adelphi research

Anpassung als Mittel der Krisenprävention

Auf der europäischen Politikbühne spielt 
das Thema „Klima und Sicherheit“ eine 
zunehmend wichtige Rolle. Wie kam es 
dazu?
Seit 2007 hat sich eine dynamische Diskus-
sion zu den möglichen sicherheitsrelevanten 
Auswirkungen des Klimawandels entwickelt, 
die wesentlich von einzelnen Mitgliedstaa-
ten wie Deutschland und Großbritannien und 
dem Europäischen Rat bzw. der Europäischen 
Kommission getragen wurde. Eines der zen-
tralen Ergebnisse ist der 2008 von Javier 
Solana, damaliger Hoher Repräsentant der 
Außen- und Sicherheitspolitik, und der Euro-
päischen Kommission veröffentlichte Bericht 
zu Klimawandel und Sicherheit. Mit dem 
Bericht wurden nicht nur mögliche Risiken 
wie Ressourcenkonflikte und stark betroffe-
ne Regionen ausgewiesen, sondern in einem 
ersten Schritt eine Reihe von Regionalkonsul-
tationen mit verschiedenen Partnern weltweit 
angestoßen. In gewisser Weise wurde ein von 
außen- und sicherheitspolitischen Institutio
nen betriebenes Agenda-Setting auf seine 
Plausibilität hin überprüft. 

Auf diese Weise hat Europa dazu beigetragen, 
das Thema bis auf die UN-Ebene zu tragen. 
Ein Effekt dieses Prozesses ist sicherlich, dass 
die Dringlichkeit von Minderungs- und vor 
allem auch zeitiger Anpassungsmaßnahmen 
stärker in den Fokus außenpolitischer Akteure 
gerückt ist. Im nächsten Schritt muss gezeigt 
werden, wie sich diese Aufmerksamkeit in 
konkrete Politiken übersetzt.

Wie nimmt sich Deutschland der Klima- 
und Energiesicherheit an?

Hier hat es – neben dem Ein-
satz für ein ambitioniertes glo-
bales Klimaschutzabkommen 
– in den vergangenen Jahren 
verschiedene Impulse gegeben. 
Um nur zwei zu nennen: Zum 
einen ist die Gründung der In-
ternationalen Agentur für Er-
neuerbare Energien (IRENA) 
sicher ein Beispiel für Maß-
nahmen an der Schnittstelle 
zwischen Klima- und Energie-
sicherheit. Zweitens wurde mit 
dem deutschen Engagement für eine nach-
haltige Wasserversorgung in Zentralasien – 
auch in Umsetzung der entsprechenden EU-
Regionalstrategie – eine Region in den Blick 
genommen, die absehbar gravierende Aus-
wirkungen durch den Klimawandel erleben 
wird. Diese Ansätze einer nachhaltigen Au-
ßenpolitik sollten auf andere Bereiche über-
tragen und langfristig ausgelegt werden. Eine  
Klimaaußenpolitik darf nicht nur für eine  
Legislaturperiode konzipiert werden.

Wie könnte sich Deutschland zukünftig 
weiter einbringen?
Wesentliche Handlungsspielräume bieten sich 
für Impulse durch die Bundesregierung auf 
europäischer und internationaler Ebene. In 
Europa wird es im Zuge der Etablierung des 
Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) 
darauf ankommen, Klima- und Energiesicher-
heit als Themen einer auf Krisen- und Kon-
fliktprävention ausgerichteten europäischen 
Außenpolitik zu etablieren. Bislang fehlt es 
noch an hinreichenden Signalen, dass die EU-
Außenbeauftragte Catherine Ashton diesem 

Thema den notwendigen Stel-
lenwert einräumt. Deutschland 
kann hier – in enger Zusammen-
arbeit mit anderen Mitgliedstaa-
ten – darauf drängen, den ein-
geschlagenen Weg fortzuführen. 
Dies bedeutet beispielsweise, 
ein nachhaltiges Ressourcenma-
nagement zur zukünftigen Ge-
währleistung der Wasser- und 
Nahrungsmittelversorgung syste- 
matisch in den Beziehungen mit 
anderen Regionen zu berücksich-

tigen. Aus Regionalstrategien können auf die-
se Weise nachhaltige Stabilitätspakte werden. 

Auf der Ebene der Vereinten Nationen ist 
der 2009 im Auftrag des UN-Generalsekre-
tärs Ban Ki-moon vorgelegte Bericht zu den 
Auswirkungen von Klimawandel auf Frie-
den und Stabilität bislang noch nicht in der 
Generalversammlung diskutiert worden. Der 
Bericht sendet ein deutliches Signal mit der 
Aussage, dass Minderung und Anpassung 
„Bedrohungsminderer“ sein können. Hier 
muss – auch von deutscher Seite – dargelegt 
werden, wie sich dieser Anspruch konkret 
ausgestalten lässt. Es geht zum Beispiel dar-
um, in Phasen der Friedenskonsolidierung die 
Auswirkungen des Klimawandels auf ein oh-
nehin fragiles Umfeld angemessen und früh-
zeitig zu berücksichtigen. Gerade die Länder 
in Nach-Konflikt-Situationen sind nicht auf 
Wetterextreme vorbereitet und werden des-
halb vielfach am stärksten durch die Klima-
veränderungen betroffen sein.

Interview: Rixa Schwarz

Klima und Sicherheit: Themenkarriere 
und Initiativen Deutschlands
Interview mit Dennis Tänzler, Senior Project Manager, adelphi research

dass sich die Herausforderungen oft sogar in 
friedensstiftende Kooperationen umwandeln 
lassen. Klimaschutz und Anpassungspolitik 
können wesentlich zur Wasser- und Ernäh-
rungssicherung beitragen. 

Chaos eines ungebremsten Klimawandels, das 
Recht des Stärkeren in einer hegemonialien, 
von den USA und China dominierten Welt-
ordnung, oder Kooperation in der Klima- und 
Energiesicherheitspolitik? Die Antwort auf 
diese Frage entscheidet maßgeblich darüber, 
wie lebenswert unser Planet und wie friedlich 
die Weltgemeinschaft in Zukunft aussehen 
werden. 

Rixa Schwarz und Christoph Bals

Auf dem von adelphi research ge-
führten Blog können Sie mitreden. 
Aktuelle Themen aus dem Bereich 
Zivile Krisenprävention, Umwelt und 
Ressourcen (KRIUM) werden disku-
tiert. Ihre Meinung ist gefragt!

I H R E  M E I N U N G

http://blog.krium.de
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Die üblichen Verdächtigen 
bekommen unerwartete 
Verbündete

Nachdem der US-Regierung im interna
tionalen Klimaschutz, zumindest bis zur 

Neuwahl in zwei Jahren, die Luft ausgegan-
gen ist, ruht in der Gruppe der Industrieländer 
die Hoffnung insbesondere auf der EU. Kann 
sie zeigen, dass ambitionierter Klimaschutz 
ein Weg hin zu mehr Energiesicherheit, mehr 
Arbeitsplätzen und gesteigerter Lebensqua-
lität jenseits des fossil angefeuerten Wohl-
standsmodells bahnen kann? Und kann sie 
weltweit die notwendigen Koalitionen knüp-
fen, um Dynamik für mehr Energieeffizienz 
und Erneuerbare Energien in verschiedenen 
Teilen der Welt sowie bei den UN-Klimaver-
handlungen zu schaffen? 

Kriterien für die Anbahnung von Koalitionen 
sollten sein: Welche sind die vom Klimawan-
del besonders betroffenen Staaten? Welche 
sind Vorreiterstaaten im Klima- oder Regen-
waldschutz? Welche sind besonders relevante 
Staaten? 

Schon lange gehören die kleinen Inselstaaten 
(AOSIS), die sich vom Meeresspiegelanstieg 
existenziell bedroht fühlen, zu den Akteuren. 
Sie brachten bislang am meisten Schwung 

Der UN-Anpassungsfonds unter dem Kyo-
to-Protokoll ist nach intensiver Vorberei-

tung in seine konkrete Umsetzungsphase ein-
getreten. Das Steuerungsgremium des Fonds 
hat Anfang November mit dem Centre de  
Suivi Ecologique (CSE) aus dem Senegal die 
erste Vereinbarung über eine Projektfinan-
zierung vereinbart. Etwa acht Millionen US-
Dollar werden im Senegal eingesetzt, um die 
Küstengebiete besser gegen den Meeresspie-
gelanstieg zu schützen.

Eine Besonderheit an diesem Projekt ist, dass 
es zum ersten Mal über den so genannten „di-
rekten Zugang“ finanziert wird. Normalerwei-
se müssen Entwicklungsländer bei internatio

in die internationalen Klimaverhandlungen. 
Ganz neu hingegen ist eine Gruppe der be-
sonders betroffenen Bergregionen mit Staa-
ten vor allem aus der Himalaya- und Anden- 
region. Für sie ist vor allem die Gletscher-
schmelze die große Herausforderung. Ban-
gladesch gehört zu den vom Klimawandel 
am meisten bedrohten Entwicklungsländern. 
Zunehmend ist auch bei diesem Land der 
Wunsch zu spüren, eine eigenständige Rolle 
bei Anpassung und Klimaschutz zu spielen. 
Sowohl durch interessante Aktivitäten zu 
Hause, als auch in der Region und internatio
nal. In Afrika sehen immer mehr Regie- 
rungen, dass der Kontinent vermutlich zu den  
Hauptbetroffenen des Klimawandels zählt. 
Die EU sollte eine klare Strategie für die  
Kooperation mit den besonders betroffenen 
Staaten haben. Einerseits um diese zu unter-
stützen, anderseits um gemeinsam internatio-
nal Dynamik zu erzeugen. 

Nach Kopenhagen gründete sich eine Grup-
pe aus Entwicklungsländern und einigen eher 
konstruktiven Industrieländern, die ambitio-
niert und zugleich pragmatisch nach Wegen 
für internationalen Klimaschutz sucht – die 

nalen Fonds den Umweg über die Weltbank 
oder UN-Organisationen nehmen, was häufig 
zu Verzögerungen und hohen Kosten bei der 
Projektumsetzung führt. Nur der Anpassungs-
fonds bietet bisher die Möglichkeit des direk-
ten Zugangs zu einem UN-Klimafonds. Mit 
dem CSE wird eine einheimische Organisa-
tion für die Projektumsetzung verantwortlich 
sein, die über jahrzehntelange Erfahrung im 
Umweltbereich verfügt. 

Daher bedeutet dieses Projekt auch eine ge-
wichtige Verantwortung, weil der Ansatz des 
direkten Zugangs und damit der größeren 
Verantwortung für Entwicklungsländer sehr 
kritisch verfolgt wird. Das Projekt an sich 

Cartagena Group of Action. Kolumbien und 
Costa Rica spielten eine besonders aktive 
Rolle dabei. Diese Gruppe ist keine formale 
Verhandlungsgruppe, aber sie entwickelt kon-
struktive Vorschläge, wie die ideologischen 
Gräben in den Verhandlungen überbrückt 
werden können. Sowohl Deutschland als auch 
die EU-Kommission gehören dieser Denk-
schmiede an. 

Die notwendige Dynamik wird letztlich aber 
nur entstehen, wenn sich auch die Schwerge-
wichte bewegen. Eine zentrale Rolle kommt 
auf Südafrika und Brasilien zu. Zum einen 
weil Südafrika den nächsten Klimagipfel 
(2011) und Brasilien den Rio-plus-20-Gipfel 
ausrichten. Zum anderen weil dies die bei-
den großen Schwellenländer sind, die am 
ehesten mehr Schwung in die Gruppe der 
BASIC-Staaten – neben ihnen China und In-
dien – bringen können. Südafrika könnte für 
Deutschland ein wichtiger Koalitionspartner 

Koalitionen für Klimaaktionen und -verhandlungen

Germanwatch unterstützt Zivilgesellschaft in Entwicklungsländern

Steigende Meeresspiegel und damit einher-
gehende Versalzung von Trinkwasserres-

sourcen in kleinen Inselstaaten und den großen 
Flussdeltas, Wassermangel, Wüstenausbrei-
tung oder einzelne starke Extremwetterereig-
nisse vertreiben immer mehr Menschen aus 
ihren ursprünglichen Lebensräumen. Durch 
geeignete Anpassungsmaßnahmen könnten 
viele der negativen Konsequenzen vermieden 
werden. Doch oft fehlen Geld oder politischer 
Wille dazu. In einigen Regionen droht ein un-
gebremster globaler Klimawandel trotz sol-
cher Maßnahmen unbewältigbar zu werden. 

Zwar stellt Migration eine traditionelle Form 
der Anpassung an Umweltveränderungen dar. 
Problematisch ist jedoch, dass schon jetzt 
Klimamigration vor allem in ohnehin stark 
betroffenen und begrenzt anpassungsfähigen 
Ländern auftritt. Eine wachsende Zahl von 
Menschen dort sieht sich zur Flucht gezwun-
gen, sie verlassen nicht freiwillig ihre Region. 
Und für die Zielregionen werden Urbanisie-
rung, ausufernde Slums und Flüchtlingslager 

zu einer Belastung. In Gegenden, in denen 
absehbar ein Überleben auf Dauer nicht mög-
lich sein wird, müssen die Bewohner auf eine 
mögliche Umsiedlung in fremde Gebiete mit 
anderen Lebensgrundlagen vorbereitet werden 
und beispielsweise neue Berufe erlernen. Die 
betroffenen Staaten fordern im Rahmen der 
UN-Klimaverhandlungen einen Prozess, der 
sich des Problems ernsthaft annimmt. 

Erste  betroffene Staaten, vor allem im Süd-
pazifik, treffen bereits Vereinbarungen für 
Umsiedlungsprogramme mit anderen Staa-
ten. So hat Neuseeland einen ersten zaghaften 
Versuch gestartet: Der „Pacific Access Cate-
gory“ erlaubt es jährlich je 75 Bewohnern der 
Inselstaaten Kiribati und Tuvalu sowie je 250 
Bewohnern Tongas und der Fidschis, nach 
Neuseeland zu immigrieren. Bei diesen Maß-
nahmen muss jedoch eine selektive Migration  
von ausschließlich gut ausgebildeten Fachar-
beitskräften vermieden werden.

Rixa Schwarz

Klimawandel und Migration

Auf das Unvermeidbare 
vorbereiten

Der UN-Anpassungsfonds fördert erstes Projekt im Senegal 

werden. Immer wichtiger wird Süd-Korea, 
das inzwischen möglicherweise schon welt-
weit der Vorreiter für grüne Technologien  
ist – allerdings setzt das Land auch stark auf 
Kernkraft. Besonders spannend ist die Ent-
wicklung bei den Vereinigten Arabischen 
Emiraten. Das Land möchte ein Gegenmodell 
zu Saudi Arabien sein: weniger Abhängigkeit 
vom Rohstoffexport, mehr Mittelstand, weni-
ger Anfälligkeit für Al-Qaida-Terror. Es ist 
interessant zu sehen, dass auch in Russland 
die „Modernisierer“ darauf drängen, sich eher 
am Modell der Arabischen Emirate als an der 
sehr einseitigen Rohstoffabhängigkeit Saudi 
Arabiens zu orientieren. 

Keine Frage, moderne Klimadiplomatie hat 
neben den Verhandlungen eine weitere zent-
rale Aufgabe: den Aufbau von konstruktiven 
Koalitionen. 

Christoph Bals
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Ihre Stimme für die 
Energiewende!

A K T I O N

Auf dem Weg in eine auch wirtschaft-
lich nachhaltige Zukunft führt kein 
Weg an einer globalen Energierevolu
tion vorbei. 100 % Erneuerbare Ener
gien sind auch in Deutschland bis zur 
Mitte des Jahrhunderts machbar. 

Die EU als zentrale Wirtschaftsmacht 
und klimapolitische Kraft kann sich 
entschlossen an die Spitze der Staaten 
stellen, die die Chancen dieser Energie-
wende erkannt haben. Doch noch im-
mer verhindern mächtige Akteure den 
wichtigsten politischen Impuls dafür: 
Den verbindlichen Beschluss der EU, 

ihre Emissionen bis 2020 um 30 % zu 
verringern und damit ein klares Zeichen 
zu setzen. Die EU darf sich nicht hinter 
dem klimapolitischen Zaudern anderer 
Staaten verstecken. Ein mutiger Schritt 
nach vorn zahlt sich aus – durch mo-
derne und saubere Energien und durch  
viele zukunftsfähige Jobs!

Engagieren Sie sich für ein Europa, das 
sich an die Spitze der großen klimapo-
litischen Transformation setzt! Fordern 
Sie die deutsche Bundesregierung auf, 
sich offiziell hinter das 30 %-Reduk
tionsziel der EU zu stellen!

zeigt aber deutlich, dass diese größere Eigen-
ständigkeit nicht zwangsläufig eine geringere 
Qualität bedeutet. Hinsichtlich wichtiger As-
pekte wie des Einbezugs von Betroffenen in 
die Entwicklung des Projektes, aber auch die 
Entscheidungsmechanismen zu dessen Umset-
zung, sticht es deutlich aus anderen, beim An-
passungsfonds eingereichten Projekten hervor. 

Germanwatch wird die senegalesische Nicht-
regierungsorganisation ENDA bei der unab-
hängigen Begleitung dieser Projektumsetzung 
unterstützen. Diese Zusammenarbeit steht im 
Kontext eines neuen Projektes, mit dem Ger-
manwatch gemeinsam mit anderen Nichtre-
gierungsorganisationen (NRO) ein Netzwerk 

zum Anpassungsfonds aufbauen wird. Dieses 
soll vor allem die Möglichkeiten von NROs 
in Entwicklungsländern ausbauen, die lokale 
Projektumsetzung kritisch-konstruktiv zu be-
gleiten. Germanwatch wird daher noch wei-
tere Partner in anderen Ländern unterstützen. 
Der Aufbau dieses Netzwerkes wird finanziell 
ermöglicht durch die Internationale Klima-
schutzinitiative (IKI) des Bundesumweltmi-
nisteriums.

Sven Harmeling und Alpha Kaloga (German-
watch), Emmanuel Seck (ENDA, Senegal)

Infos zum Anpassungsfonds finden Sie unter: 
www.germanwatch.org/klima/af

www.klima-appell.de/klima/home



fentlich ein gutes Beispiel wird. 
Die Stadtteile, die in Deutschland 
nach dem zweiten Weltkrieg und 
vor der ersten Ölkrise 1973 bzw. 
vor der ersten Wärmeschutzver-
ordnung 1977 gebaut wurden, sind 
die größten CO2-Schleudern im Gebäudebe-
reich. Zugleich kann die Wärmesanierung 
dieses Gebäudebestandes eine ästhetische 
Aufwertung bedeuten, jedenfalls aber kein 
Problem für den Denkmalschutz. Auch lässt 
sich hier mit dem wenigsten Geld der größte 
Klimanutzen und gleichzeitig eine Steige-
rung der Wohnqualität erreichen. Darüber 
hinaus steigert sich durch die Investition die 
kommunale Wertschöpfung erheblich.

Im Rahmen der Kampagne 100 Prozent 
Zukunft (www.100prozentzukunft.de) un-

Die Revierstadt Bottrop wurde kürz-
lich zur „InnovationsCity“ auserkoren. 

Dabei handelt es sich nicht um ein kleines 
Stadtteilprojekt, sondern etwa die Hälfte 
der Einwohner wird von den Transforma
tionsmaßnahmen berührt sein und langfris
tig profitieren. Es geht vor allem darum, 
Wohnungen zu sanieren, die Energieerzeu-
gung umzustellen sowie den Verkehr nach-
haltiger zu gestalten. Jährlich sollen rund 
sechs Prozent der 13.500 Gebäude in der 
Modellregion saniert werden. Bottrop soll 
damit zum Vorreiter für eine Erneuerung des 
gesamten Ruhrgebiets werden. 

Wenn die ehrgeizigen Ziele im Energiekon
zept der Bundesregierung zur Sanierung von 
Altbauten erreicht werden sollen, bedarf es 
systematischer Ansätze – wofür Bottrop hof-

terstützt Germanwatch Kom-
munen bei der Entwicklung 
von systematischen Wärmesa-
nierungsstrategien für solche 
Stadtviertel. Zugleich sucht 
Germanwatch dabei die Ko-

operation mit Contracting-Unternehmen. 
Gemeinsam mit der Triodos-Bank arbeitet 
Germanwatch an den dazu passenden Fi-
nanzierungsmodellen. Mit dem Bundesfor-
schungs- und Bundesumweltministerium 
reden wir nicht nur über Fördergelder für 
den Einzelfall, sondern auch darüber, wel-
che politischen Rahmensetzungen notwen-
dig sind, damit der Innovationswettlauf der 
Kommunen flächendeckend ins Rollen kom-
men kann.
 
Christoph Bals und Anne Koch
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Termine

¢	Bonn, 1./2.12.10:  Bonn Symposium zu „Neue Energiequellen – 
neue Konflikte? Regeln und Strategien für den globalen Zugang zu 
erneuerbarer Energie“ mit einem Germanwatch-Workshop zu CCS 
am 2.12., moderiert von Stefan Rostock (Anmeldung: rostock@
germanwatch.org). Programm: http://tinyurl.com/bonn-sym10

¢	Bremen, 3.12.10:  Symposium Klimagerechtigkeit: Wie fair ist 
der Klimawandel?, u.a. mit Aliki Faipule Foua Toloa, Regierungs-
oberhaupt des Atolls Tokelau im Südpazifik.  
Weitere Infos: www.climate-ethics-bremen.de

¢	Bonn, 7.12.10, 10-16:30:  Tagung „Brauchen wir einen ‚Entwick
lungs-Dax‘?“, u.a. mit Ludger Reuke. Weitere Infos:  
www.globalpolicy.org/aktuell.html#Veranstaltungen

¢	Berlin, 22.1.11:  Demonstration „Wir haben es satt! Nein zu 
Gentechnik, Tierfabriken, Dumpingexporten“.  
Weitere Infos: www.wir-haben-es-satt.de

¢	Radio hr2-Kultur, 23.1.11, 12:05-13:00:  Hörfunkdiskussion: 
„Anpassung an den Klimawandel – aber wie?“, u. a. mit Christoph 
Bals. 
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Kommunen sollten Altbausanierung systematisch angehen

b i l d u n g s a r b e i t

Zweite Auszeichnung als Dekadeprojekt 
„Bildung für nachhaltige Entwicklung” 

a n k ü n d i g u n g

Während der Weltklimakonferenz in 
Cancún präsentiert Germanwatch den 
neuen Klimaschutz-Index (KSI). Die un-
ter Federführung von Jan Burck erstell-
te sechste Auflage des KSI vergleicht 
die Emissionsentwicklung und Klima-
politik der 58 Staaten, die weltweit für 
über 90 Prozent der energiebedingten 
CO2-Emissionen verantwortlich sind. 
Der KSI verdeutlicht auf einen Blick, 
welche Staaten beim Klimaschutz ihre 
Hausaufgaben vernachlässigt haben. 

Weitere Infos:  
www.germanwatch.org/ksi 

Des Weiteren stellt Germanwatch in 
Cancún den Klima-Risiko-Index vor. 
Hier analysiert Sven Harmeling die Be-
troffenheit von nahezu allen Ländern 
der Welt durch Extremwetterereignis-
se und stellt sie in einer Rangliste dar.

Weitere Infos:  
www.germanwatch.org/kri

Das Germanwatch-Projekt makeITfair, 
eine europäische Initiative zur Unter-
nehmensverantwortung in der Infor-
mationstechnologie (IT) und zu Bildung  
für nachhaltigen Konsum (http://
makeitfair.org), wurde von der UN-
Dekade „Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung“ als offizielles deutsches De-
kadeprojekt für den Zeitraum 2011/12 
ausgezeichnet. 

Die Germanwatch Klimaexpedition, die 
bereits 2005/06 für ihre interaktive  
Klima-Bildung mit Satellitenbildern 

ausgezeichnet wurde, blickt mittler-
weile auf 2.000 Schulbesuche zurück. 
Oft wird sie mehrmals eingeladen oder 
sogar in das Schulcurriculum aufge-
nommen. Schulen buchen die Klimaex-
pedition unter info@geoscopia.de. 

Als Kostprobe der Germanwatch-Bil-
dungsarbeit erhalten die Abonnenten 
dieser Weitblick-Ausgabe das Poster  
„Die Erde im Fieber” als Beilage. 
Das Poster kann auch unter 
versand@germanwatch.org oder Tele-
fon: 0228-60492-16 bestellt werden.

Neuer Klimaschutz-Index und neuer Klima-Risiko-Index!

Studie des IÖW ermittelt ökonomischen Nutzen
menarbeit mit dem Zentrum für Erneuer-
bare Energien in Freiburg und im Auftrag 
der Agentur für Erneuerbare Energien ver-
sucht, diese Wissenslücke zu schließen. In 
der jüngst veröffentlichten Studie wurden 
alle direkten Wertschöpfungseffekte durch 
dezentrale EE-Technologien und -Dienst-
leistungen – zusammengesetzt aus Netto-
einkommen, Unternehmensgewinnen und 
Steuern – ermittelt. Sie wurden exempla-
risch für modellierte und reale Kommunen, 
sowie als gesamter Effekt für Deutschland 
hochgerechnet. So lag die kommunale Wert-
schöpfung durch EE in Deutschland in 2009 
bei fast 7 Mrd. Euro, in 2010 werden es über 
10 Mrd. Euro sein, und bei einer Ausbauent-
wicklung gemäß der Branchenprognose des 
Bundesverbandes der Erneuerbaren Ener-
gien könnten es in 2020 über 13 Mrd. Euro 
sein. Damit generieren also ein Großteil der 
gezahlten EEG-Einspeisevergütungen sowie  
die Investitionen in EE-Wärmeanlagen und 
Biokraftstoffe direkt Wertschöpfung in 
Deutschland. 

Gegenwärtig sind die Erneuerbaren Ener-
gien und insbesondere das zentrale För-

derinstrument – das Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) – angesichts der steigenden 
Umlagekosten wieder einmal in der Kritik. 
Dabei werden wie üblich den Kosten nicht 
die verschiedenen Nutzeneffekte gegenüber-
gestellt. Ein wichtiger ökonomischer Nutzen 
der Erneuerbaren Energien liegt neben der in 
der Regel ökologischen Vorteilhaftigkeit in 
der heimischen Wertschöpfung, die größer 
ist als bei der Nutzung importierter fossiler 
Brennstoffe. Die Wertschöpfung durch Er-
neuerbare Energien gilt für viele als ein zen-
traler Vorteil und als Handlungsmotiv, dem 
z.B. immer mehr so genannte 100 %-EE-
Kommunen und -Regionen folgen. Das er-
staunliche ist, dass bisher kaum jemand Ge-
naueres über die tatsächlichen kommunalen 
Wertschöpfungseffekte durch Erneuerbare 
Energien wusste. 

Das Institut für ökologische Wirtschaftsfor-
schung (IÖW, Berlin) hat daher in Zusam-

Ein wichtiger Effekt dabei ist, dass der größ-
te und durch die steigende Anzahl der de-
zentralen Anlagen stetig wachsende Anteil 
aus der Planung und Installation, der tech-
nischen Betriebsführung und der Betreiber-
gesellschaft und nicht aus der (in der Regel 
zentralen) Produktion der Anlagen stammt. 
All diese Dienstleistungen, die theoretisch in 
fast jeder Kommune ansiedelbar sind, stei-
gern die kommunale Wertschöpfung. Ein 
energiepolitischer Schwenk hin zur überwie-
genden Förderung zentraler Versorgungs
systeme wie Offshore-Wind oder Desertec 
ginge in Punkto Wertschöpfung ebenso 
an den Kommunen vorbei wie Kohle- und 
Atomkraftwerke dies in dem Großteil der 
Kommunen bisher tun. 

Mehr zur Studie unter: 
www.ioew.de/liste/ sowie unter 
www.unendlich-viel-energie.de 

Bernd Hirschl und Astrid Aretz, Institut für 
ökologische Wirtschaftsforschung

Kommunale Wertschöpfung 
durch Erneuerbare Energien 

f i l m

Peter Wedel, Regisseur des bei inter-
nationalen Filmfestivals ausgezeich-
neten Germanwatch-Kurzfilms „Die 
Rechnung“, hat einen neuen Film ge-
dreht: Das „Klimagericht“ – so der 
Titel – produzierte Wedel im Auftrag 
von Germanwatch und Brot für die 
Welt und mit finanzieller Unterstüt-
zung des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ). Im Mittelpunkt 
stehen die negativen Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Ernäh-
rungssicherheit in Entwicklungslän-
dern. 

Der neue Kurzfilm ist zu sehen auf  
www.germanwatch.org/klima/film10 
und kann über 
versand@germanwatch.org auf DVD 
(gegen Versandkosten) bestellt wer-
den. 

Die DVD bietet noch weitere Klimafil-
me und Materialien. 

Klimagericht – ein 
neuer Germanwatch-
Kurzfilm

CO2-Schleudern effektiv umgestalten


